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MEISTGEKLICKT
FR.de Diese Region-Texte
interessieren Online-Leser

1 Rüsselsheim Rätsel um aus-
gesetztes Baby

2 Frankfurt Knöllchen sind
rechtswidrig

3 Flughafen Frankfurt Flug-
zeug flog viel zu tief

Die Schüler informierten sich auch an der Gedenkstätte der Liberalen Synagoge über die Zerstörung des Gotteshauses 1938. ANNIKA MÜHLHÄUSER

Erste Verhandlungsrunde zur Kreisfreiheit
HANAU / GELNHAUSEN Einigung bei Schuldentilgung /Keine betriebsbedingten Kündigungen

VO N D E T L E F S U N D E R M A N N

Hanau ist dieser Tage auf sei-
nem Weg zur Kreisfreiheit ei-

nen guten Schritt vorwärts ge-
kommen. Die mit Vertretern von
Stadt und dem Main-Kinzig-Kreis
besetzte Kommission konnte be-
reits in der ersten Verhandlungs-
runde in zwei wichtigen Punkten
ein einvernehmliches Ergebnis er-
zielen, heißt es in einer gemeinsa-
men Mitteilung von Landrat Thors-
ten Stolz und Oberbürgermeister
Claus Kaminsky (beide SPD).

Demnach verpflichtet sich die
Stadt bis 2025 ihren Anteil an der
Schuldentilgung des Kreises in die

Hessenkasse einzuzahlen. Der Be-
trag wird auf 2,3 Millionen Euro im
Jahr beziffert. Überdies bestand Ei-
nigkeit darin, dass bei der Ent-
flechtung von Dienstleistungen aus
Eigenbetrieben und Gesellschaften
des Kreises es zu keiner betriebs-
bedingten Kündigung kommt. Da-
von wären etwa die Beschäftigten
des Kommunalen Centers für Arbeit
betroffen. Dort werden Hartz-IV-
Bezieher betreut, gegenwärtig auch
aus Hanau. Die Stadt plant mit der
Kreisfreiheit für diese Personen ei-
ne eigene Versorgungsstelle mit der
Bundesagentur für Arbeit.

Die Kommission soll in rund
vier Wochen erneut zusammentre-

ten, bis dahin laufen die Vorberei-
tungen, heißt es. Neun Arbeits-
gruppen sind einberufen worden.

Landrat Stolz notiert nach dem
Verhandlungsauftakt: „Wir sind
meiner Ansicht nach auf einem
vernünftigen Weg in den Verhand-
lungen und erkennen die teils sehr
unterschiedlichen Vorstellungen,
aber eben auch die bedeutsamen
Haltelinien an.“ OB Kaminsky be-
kräftigt, dass sich „künftig zwei
gleichberechtigte Gebietskörper-
schaften gemeinsam mit starker
Stimme im Osten des Rhein-Main-
Gebiets“ für die Interessen der
Bürger einsetzen werden. Am En-
de werde die gesamte Region von

der „epochalen Entscheidung pro-
fitieren“, meint Kaminsky.

Hanau soll am 1. April 2021
wieder kreisfrei sei, so der ein-
stimmige Stadtverordnetenbe-
schluss vom August 2018. Mit
knapp 100000 Einwohnern ist
Hanau kurz davor, den Status
Großstadt zu erhalten. Die Loslö-
sung vom Kreis gebe der Stadt
mehr freien Gestaltungsraum, der
dann nicht mehr mit dem Land-
ratsamt in Gelnhausen geklärt
werden müsse, heißt es. Überdies
besitzt Hanau wichtige Strukturen
etwa mit dem Klinikum, der
Schulträgerschaft und Ausländer-
behörde.

Tierschützer
stellen Strafanzeige
HATTERSHEIM Polizist erschlägt verletzten Fuchs

VO N A N D R E A RO S T

Die Tierrechtsorganisation Pe-
ta hat bei der Staatsanwalt-

schaft Frankfurt Strafanzeige ge-
gen einen Polizeibeamten erstat-
tet, der im Juni vergangenen Jah-
res einen verletzten Fuchs in Hat-
tersheim getötet hat.

Ein Radfahrer hatte das Tier
gefunden und mitgenommen, um
es von einem Tierarzt versorgen
zu lassen. Nachdem mehrere Tier-
kliniken sich nicht für Wildtiere
zuständig erklärten, brachte der
Mann den Fuchs zu sich nach
Hause und bat die Polizei um Hil-
fe. Die rückte mit drei Beamten
an, einer von ihnen, ein Hobbyjä-
ger, macht machte kurzen Pro-
zess. Er tötete den in Schockstarre
verfallenen Fuchs auf dem Balkon
seines Retters mit einem gezielten
Genickschlag. Es bestehe Tollwut-
gefahr, lautete die Begründung.
Der Hattersheimer habe sich und
seine Lebensgefährtin durch die
Rettungsaktion in Lebensgefahr
gebracht.

Laut Peta ist Deutschland seit
2008 tollwutfrei, ein Umstand der
in Polizei- und Jagdausbildung
vermittelt werde und demzufolge
auch dem Beamten in Hatters-
heim hätte bekannt sein müssen.

„Der Vorfall zeigt, dass Hobbyjä-
ger offensichtlich nicht einmal
grundlegende Kenntnisse über
Wildtiere haben oder sie scham-
los ignorieren“, sagt Nadja Mich-
ler, Fachreferentin für Wildtiere
bei Peta. Ohnehin würden Jäger
Füchsen und anderen Beutetieren
häufig ein schlechtes Image an-
hängen, um „ihrem blutigen
Hobby“ nachgehen zu können.

Das von einem Polizeispre-
cher angeführte Argument, der
Fuchs sei von seinen Leiden erlöst
worden, halten die Tierschützer
für eine Ausrede. Ein mutmaßlich
an Tollwut leidendes Tier hätte
wegen der Gefahr der Kontami-
nierung durch infektiöses Blut
nicht einfach vor Ort getötet wer-
den dürfen. Bei Anzeichen von
Tollwut hätte man das Veterinär-
amt einschalten und das tote Tier
in einem Labor untersuchen las-
sen müssen, stellt Peta fest.

Strafanzeige gegen den Poli-
zeibeamten hat die Organisation
wegen Verstoßes gegen Paragraf
17 Tierschutzrecht gestellt. Dieser
verbietet, Wirbeltiere ohne er-
sichtlichen Grund zu töten. Ein
Verstoß kann mit einer Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder mit
einer Geldstrafe geahndet wer-
den.

Günstig wohnen am Bahnhof
OBERURSEL Sewo plant Neubau mit 18 Wohnungen / Quadratmeterpreis unter zehn Euro

VON TO R S T E N W E I G E LT

Wohnungen zu schaffen, die
sich auch Geringverdiener

leisten können, ist nicht nur in
Oberursel ein zähes Geschäft. 300
Domizile im bezahlbaren Segment
hatte sich die schwarz-rote Koaliti-
on für diese Wahlperiode vorge-
nommen. Tatsächlich bezogen
werden können davon bis zur
Kommunalwahl im nächsten Jahr
wohl nur wenige. Doch was die
Planung angeht, sei inzwischen
„einiges in Gang gekommen“, sagt
Bürgermeister Hans-Georg Brum
(SPD).

Dazu gehören 18 günstige
Wohnungen, die die kommunale
Stadtentwicklungs- und Wirt-
schaftsförderungsgesellschaft (Se-
wo) auf einem Grundstück am
Bahnhof errichten will, das derzeit
als Parkplatz genutzt wird. Wie
Geschäftsführerin Kerstin Giger
am Dienstag in einem Pressege-
spräch ankündigte, sei für die
Zwei- bis Vier-Zimmer-Wohnun-
gen eine Kaltmiete von neun bis
zehn Euro pro Quadratmeter das
Ziel. Damit würde man 20 Prozent
unter der ortsüblichen Miete für
Neubau-Wohnungen von derzeit
13,20 Euro liegen.

Das Areal mit der Adresse
Frankfurter Straße 1-3 wird im
Norden durch die S-Bahn-Trasse
begrenzt. Im Süden verläuft die
Lenaustraße. Es liegt schräg ge-
genüber vom sogenannten „Gleis-
dreieck“, auf dem der Investor
Wilma Wohnen rund 60 neue
Wohnungen errichten will.

Die Sewo orientiere sich bei
ihrem Vorhaben mit einer Gebäu-
dehöhe von knapp 15 Metern am
benachbarten Bahnhofsgebäude,
so Giger. Geplant ist ein dreige-
schossiger Bau mit Staffelgeschoss.
Grundlage für die Gestaltung ist
ein gemeinsamer Entwurf der Ar-
chitekturbüros Karl Richter BDA
und Jelena Duchrow, die im Som-
mer 2018 das entsprechende Bie-
terverfahren gewonnen hatten.

Allerdings habe man den Ent-
wurf inzwischen modifiziert, teil-
te Kerstin Giger mit. Größte Ver-
änderung ist der Verzicht auf eine

Tiefgarage. Stattdessen sollen die
nötigen Stellplätze im Erdgeschoss
des Gebäudes entstehen. Dadurch
verliere man zwar den Platz für
drei zusätzliche Wohnungen. Da-
für könne man das Projekt aber
deutlich kostengünstiger umset-
zen, betonte die Sewo-Geschäfts-
führerin.

In Kooperation mit der Stadt
soll auf dem Grundstück Frank-
furter Straße 1-3 erstmalig das
neue städtische Mobilitätskonzept
umgesetzt werden, das ein Abwei-
chen von der herkömmlichen
Stellplatzvorgabe ermöglicht.

Durch die Nähe zum Bahnhof und
damit der Haltestellen von U- und
S-Bahnen sei das Vorhaben dafür
prädestiniert, sagte der Leiter der
Stadtentwicklung Arnold Richter.
Geplant seien zudem Car-Sharing
und ein E-Bike-Angebot inklusive
Lastenfahrrädern, kündigte Kers-
tin Giger an.

Während die Wohnungen in
den oberen Stockwerken entste-
hen sollen, ist im Erdgeschoss
außer den Parkplätzen auch Ge-
werbe vorgesehen. Die Idee, ein
Café einzurichten, wie es noch
auf der nebenstehenden Abbil-

dung zu sehen ist, werde aber
wohl nicht gelingen. Stattdessen
ist nun eine Fahrschule im Ge-
spräch.

Wenn alles glatt geht, könnte
im Frühjahr 2021 der Spatenstich
erfolgen, so Arnold Richter. Die
Wohnungen sollen nach der Fer-
tigstellung zunächst im Eigentum
der Sewo bleiben. Allerdings soll
das städtische Unternehmen nicht
zu einer klassischen Wohnungsge-
sellschaft umgewandelt werden,
betonte Hans-Georg Brum. „Die
Sewo wird keine größeren Bestän-
de aufbauen.“

Zwei- bis Vier-Zimmerwohnungen sind in dem Neubau geplant. KARL RICHTER BDA/ JELENA DUCHROW GBR

WEITERE PR OJEKTE

Den Bau von preiswerten Wohnungen
bezeichnet Bürgermeister Hans-Georg
Brum (SPD) als eines der „Leitprojekte“
der schwarz-roten Koalition.

Im Bau befinden sich zwei Mehrfamilien-
häuser mit zusammen 22 Wohnungen an
der Geschwister-Scholl-Straße. Sie ent-
stehen als klassische Sozialwohnungen.

Fast fertig sind zudem neun Wohnungen,
die der städtische Eigenbetrieb BSO in
Oberstedten errichtet. Sie werden wohl
vor allem Mitarbeitern zugute kommen.

Nicht weit von dem Areal Frankfurter
Landstraße 1-3 will das Unternehmen
Wilma Wohnen in dem sogenannten
„Gleisdreieck“ insgesamt 60 Wohnun-
gen errichten, 20 Prozent davon sollen
im bezahlbaren Segment entstehen.
twe

Hinweise zu
ausgesetztem
Baby
RÜSSELSHEIMPolizei
veröffentlicht Bilder

Zwar fehlt der Polizei noch eine
„heiße Spur“ zu den Eltern

des ausgesetzten Neugeborenen
aus Rüsselsheim. Jedoch sind in-
zwischen zahlreiche Hinweise zu
den „sehr charakteristischen Ge-
genständen“ eingegangen, die das
Baby bei sich trug, wie Polizei-
sprecher Bernd Hochstädter der
Frankfurter Rundschau am
Dienstag sagte.

Auf den Bildern, die die Polizei
zuvor veröffentlicht hatte, ist ne-
ben einem hellblauen Shirt auch
eine schwarze Kette mit einem
Anhänger in Form eines roten
Kreuzes zu sehen. Dabei handele
es sich laut den Hinweisen nicht
um ein Armband, sondern um ei-
ne Art Strick aus dem christlich-
orthodoxen Glauben, der beim
Beten zu Knoten geknüpft werde,
so Hochstädter. Das Handtuch, in
das der wenige Stunden alte
Säugling gewickelt war, zeigt ein
stilisiertes Pferd und den Auf-
druck Turkmenistan Aşgabat, da-
neben sind fünf Sterne zu sehen.
Hierbei könne es sich um ein
Handtuch aus einem Hotel han-
deln, so die Vermutung.

Parallel laufen derzeit weitere
Befragungen im näheren Umfeld
des Fundorts nahe des kleinen
Flusses Horlache. Dort stehen
mehrere Hochhäuser. Die Polizei
will wissen, ob jemandem kürz-
lich eine schwangere Frau aufge-
fallen sei. Auch Spürhunde seien
eingesetzt worden. Über die Er-
gebnisse lägen aber noch keine
Erkenntnisse vor.

Die Polizei ermittelt wegen des
Straftatbestands der Aussetzung
gegen die Mutter, der ein bis zehn
Jahre Haft vorsieht. Laut Hoch-
städter interessiert die Polizei
aber auch brennend, in welcher
Notlage sich die Mutter befunden
habe, als sie ihr Kind am Freitag
bei niedrigen Temperaturen in ei-
nem Gebüsch abgelegt habe. „Wir
sind sicher, die Mutter braucht
Hilfe.“

Spaziergänger hatten den
wimmernden Säugling am Frei-
tagabend entdeckt und die Polizei
alarmiert. Das Kind befindet sich
laut Polizei derzeit noch im Kran-
kenhaus und ist wohlauf. Das Ju-
gendamt werde sich in den
nächsten Tagen damit befassen,
so Hochstädter. Bei der Polizei
waren viele Adoptionsanfragen
aus ganz Deutschland und sogar
aus Österreich eingegangen. cka

Hinweise nimmt die Polizei unter Tele-
fon 06142 / 696 449 entgegen.

Rentner um
700000 Euro
betrogen
WETTERAU Falsche
Polizisten

Trickbetrüger haben von ei-
nem Rentner in der Wetter-

au rund 700000 Euro ergau-
nert. Wie die Polizei in Fried-
berg am Dienstag mitteilte, er-
schlichen sich die Unbekann-
ten mit teils stundenlangen An-
rufen das Vertrauen des ah-
nungslosen Mannes. Dabei gab
sich einer von ihnen als Ober-
kommissar des Hessischen
Landeskriminalamts, ein ande-
rer als Staatsanwalt aus. Erst
nach zwei Wochen schöpfte der
Rentner Verdacht und zeigte
den Fall am Montag an.

Den Angaben zufolge er-
zählten die Betrüger dem
Mann, sie hätten bei der Fest-
nahme von drei Einbrechern
ein Notizbuch mit seinen per-
sönlichen Daten gefunden und
daher Sorge um sein Vermögen.
Sie forderten ihn auf, sein
Bankschließfach zu räumen
und den Inhalt vor die Tür zu
legen. In weiteren Anrufen
brachten sie ihr Opfer außer-
dem dazu, für 450000 Euro
Gold zu kaufen und das Edel-
metall ebenfalls vor der Haus-
tür zu deponieren. dpa

Radentscheid
wird diskutiert
OFFENBACH Initiative lädt zu Treffen ein

VO N FA B I A N S C H E U E R M A N N

Aktivistinnen und Aktivisten
der Initiative Stadtbiotop Of-

fenbach laden zu einer offenen
Diskussion darüber ein, ob auch
in Offenbach ein Radentscheid
durchgeführt werden solle – um
die lokale Politik dazu zu bewe-
gen, mehr für den Radverkehr zu
tun. Zu dem Treffen am 3. Febru-
ar sind auch Aktive der Radent-
scheide Frankfurt und Darmstadt
eingeladen. Geklärt werden soll,
was zu einer erfolgreichen Kam-
pagne dazugehört – und woran
andere Bürgerbegehren dieser Art
gescheitert sind. Treffpunkt ist
das Kulturzentrum Afip am Goe-
theplatz, los geht es um 19 Uhr.

„Der Abend soll als Stim-
mungstest der Offenbacher Fahr-
radgemeinschaft dienen und po-
tenzielle Akteure miteinander
vernetzen“, heißt es beim Stadt-
biotop. Janina Albrecht, Fahrrad-
aktivistin und Aktive beim Stadt-
biotop, erzählt, dass das Thema
Radentscheid in der Offenbacher
Fahrradszene regelmäßig disku-
tiert werde, aber bislang noch
niemand das Heft in die Hand ge-
nommen habe. Ihr zufolge ist der
Ausgang des Vernetzungstreffens
komplett offen. Das heißt, dass es

nicht unbedingt zu einem Offen-
bacher Radentscheid kommen
muss. Beispielsweise könne man
auch einen breiteren Ansatz wäh-
len und ebenfalls Verbesserungen
für Fußgängerinnen und Fußgän-
ger fordern oder Änderungen im
öffentlichen Raum, um die Stadt
lebenswerter zu machen. „Ich
will, dass Kinder mit dem Rad si-
cher in die Schule fahren und
auch ältere Leute sicher zum Ein-
kaufen radeln können“, sagt Al-
brecht. Davon sei man in Offen-
bach „noch weit weg“.

Die Stadt beschreitet beim
Ausbau der Radinfrastruktur ei-
nen Sonderweg und setzt auf
Fahrradstraßen – Tempo-30-Zo-
nen, wo Radlerinnen und Radler
Vorrang haben und nebeneinan-
der fahren dürfen. Neun Kilome-
ter Fahrradstraßen sind in Offen-
bach derzeit in Bau oder geplant.

Einer Untersuchung des Bun-
desverkehrsministeriums zufolge
lag der Anteil der Radfahrenden
am Offenbacher Verkehr 2017 bei
lediglich zwölf Prozent – obwohl
die Stadt sehr flach ist. In Darm-
stadt und Frankfurt waren mit 17
und 16 Prozent deutlich mehr
Menschen mit dem Rad unter-
wegs – in Wiesbaden mit fünf
Prozent deutlich weniger.

Jüdisches Erbe sichtbar gemacht
DARMSTADTLichtenbergschüler und Studierende mit „Preis für Gesicht zeigen!“ ausgezeichnet

VON J E N S J O AC H I M

Sie machen uns Mut!“, sagte
Oberbürgermeister Jochen

Partsch (Grüne), als er am Mon-
tagabend eine Gruppe von Schü-
lerinnen und Schülern der Darm-
städter Lichtenbergschule und
Studierende der Technischen Uni-
versität Darmstadt mit dem „Preis
für Gesicht zeigen!“ auszeichnete.

Im Rahmen des Projekts
„Schüler Gegen Vergessen Für
Demokratie“ hätten sich die
Preisträgerinnen und Preisträger
bei den Gedenkveranstaltungen
im vergangenen Jahr „über die
Maßen engagiert“. Der für das
Projekt verantwortlichen Lehre-
rin Margit Sachse überreichte
Partsch zudem einen Scheck über
2000 Euro. Das Geld kann die
Gruppe gut gebrauchen, weil sie
im Mai in die hessische Partnerre-
gion Nouvelle-Aquitaine reist, um
ihr Projekt dort vorzustellen und
sich mit französischen Schülern
auszutauschen.

Die von der „Aktion Weltoffe-
nes Darmstadt“ initiierte Preis-
verleihung zeichnet Jugendliche
und Erwachsene, Schulklassen,
Arbeitsgemeinschaften, Vereine
oder Initiativen aus, die sich in
besonderer Weise Rassismus, Dis-
kriminierung, Antisemitismus
oder Antiziganismus in jeglicher
Form und Ausprägung entgegen-
setzen. Über die Verleihung des

Preises entscheidet der Darm-
städter Magistrat auf Vorschlag ei-
ner Jury unter Vorsitz von Wil-
helm Kins, dem Vorsitzenden des
Sozialausschusses der Stadtver-
ordnetenversammlung.

Schüler der Lichtenbergschu-
le und die TU-Studierenden ha-
ben auch eine App für einen digi-
talen Stadtrundgang entwickelt,
um die in den vergangenen Jah-
ren recherchierten „Spuren jüdi-
schen Lebens in Darmstadt“ an-
sprechend und nachhaltig auch
digital sichtbar zu machen.

OB Partsch äußerte, die Preis-
träger ermutigten dazu, sich für
eine demokratische, tolerante
und weltoffene Stadt einzusetzen
und gleichfalls Gesicht zu zeigen.

Bereits im vorigen Jahr war
die Schülergruppe in Berlin von
der Stiftung „Aktive Bürger-
schaft“ mit dem mit 5000 Euro
dotierten Hauptpreis in der Kate-
gorie Schulen für ihr ehrenamtli-
ches Engagement ausgezeichnet
worden. Stefan Nährlich, der Ge-

schäftsführer der Stiftung Aktive
Bürgerschaft, sagte am Montag-
abend in seinem Grußwort, es sei
wichtig, sich in Kommunen un-
tereinander zu vernetzen, um
Menschen „die Stirn zu bieten“,
die sich intolerant äußerten und
die früher „Unsagbares“ wieder
sagten. Gelobt wurde von den
beiden Jurys neben der starken
Vernetzung mit der Hochschule
auch die breite Verknüpfung der
Projektinhalte in verschiedenen
Fächern wie Geschichte, Infor-
matik, Religion, Deutsch, Eng-
lisch und Kunst.

TU-Informatikprofessor Max
Mühlhäuser berichtete der FR,
dass inzwischen auch der Profilbe-
reich Internet und Digitalisierung
der TU im Rahmen des Digital-
stadt-Prozesses eine webbasierte
Weiterentwicklung der App unter-
stütze. Ziel sei es, das System po-
tenziell allen Darmstädter Schulen
als Plattform für ihre Ergebnisse
etwa bei der Holocaustforschung
zur Verfügung zu stellen.

H O LO C AU S TG E D E N K TAG

Am Gedenktag für die Opfer des Natio-
nalsozialismus werden am Montag,
27. Januar, Schülerinnen und Schüler
der Lichtenbergschule einen Vortrag
über das Schicksal der Familien von
Hanna Skop und Bernhard Posner hal-
ten. Die öffentliche Gedenkveranstal-
tung der Stadt beginnt um 11 Uhr in der
Centralstation. Auch Schülerinnen und
Schüler der Viktoriaschule, der Stadt-
teilschule Arheilgen und der Bert-
Brecht-Schule beteiligen sich an der
Gestaltung der Veranstaltung. jjo


